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1. Änderung und Erweiterung zum Bebauungsplanes "Sonnenberg II" der Orts-

gemeinde Herschbach 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aus Sicht des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) werden 

zum oben genannten Planvorhaben folgende Anregungen, Hinweise und Bewertun-

gen gegeben: 

Bergbau / Altbergbau: 

Die Prüfung der hier vorliegenden Unterlagen ergab, dass der Geltungsbereich zur 1. 

Änderung und Erweiterung zum Bebauungsplan "Sonnenberg II" von den auf Eisen 

verliehenen, bereits erloschenen Bergwerksfeldern "Kreuzberg" und "Rossbach kons." 

teilweise überdeckt wird. Aktuelle Kenntnisse über die letzten Eigentümerinnen liegen 

hier nicht vor. 

In beiden Bergwerksfeldern fand ehemals untertägiger Abbau statt. Aus den vorhan-

denen Unterlagen geht hervor, dass im Planungsbereich kein Altbergbau 

dokumentiert ist. 
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Wir möchten jedoch darauf hinweisen, dass die Grubenbaue des Bergwerkes "Kreuz-

berg" sich etwa 75 m nördlich des angefragten Gebietes befinden. Der dokumentierte 

Abbau fand in tagesnahen Bereichen statt (ca. 5 m Teufe). 

In dem in Rede stehenden Gebiet erfolgt kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht. 

Allgemeine Hinweise und Empfehlungen:  

Wir möchten ausdrücklich darauf hinweisen, dass die Angaben zur Lage unter 

Berücksichtigung der Genauigkeit von historischen Unterlagen zu bewerten sind     

(+/- 15 m). 

Die Gewinnung von Rohstoffen in tagesnahen Bereichen (von 0 - 30) kann sich 

zeitlich uneingeschränkt jederzeit auf die Tagesoberfläche auswirken (z.B. Setzungen, 

Senkungen oder Tagesbrüche). Negative Auswirkungen des ehemaligen Bergbaus 

(Bodensetzungen und Sackungen) sind nicht mit letzter Sicherheit auszuschließen. 

Bitte beachten Sie, dass unsere Unterlagen keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhe-

ben, da grundsätzlich die Möglichkeit besteht, dass nicht dokumentierter historischer 

Bergbau stattgefunden haben kann, Unterlagen im Laufe der Zeit nicht überliefert 

wurden bzw. durch Brände oder Kriege verloren gingen. 

Wir empfehlen Ihnen vorsorglich für das geplante Bauvorhaben die Einschaltung 

eines Baugrundgutachters bzw. Sachverständigen für Altbergbau. 

Dem LGB liegen Hinweise zu ehemaligem Bergbau auf Erze in der Umgebung vor. 

Die Roherze wurden meist in unmittelbarer Nähe der Förderstollen bzw. schächte zu 

Konzentraten aufbereitet. Dabei fielen stark metallhaltige Aufbereitungsrückstände an, 

die in der Regel ortsnah ungesichert abgelagert wurden. Konkrete Angaben über 

Kontaminationsbereiche, Schadstoffspektren u.ä. liegen dem LGB nicht vor. In diesen 

Ablagerungen können die nutzungsbezogenen Prüfwerte der Bundesbodenschutz-

Verordnung erfahrungsgemäß deutlich überschritten werden. Wir empfehlen daher, 

die Anforderungen an die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu überprüfen. 
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Es erfolgte keine Prüfung der Ausgleichsflächen in Bezug auf Altbergbau. Sofern die 

Ausgleichsmaßnahmen den Einsatz von schweren Geräten erfordern, sollte hierzu 

eine erneute Anfrage zur Ermittlung eines möglichen Gefährdungspotenzials erfolgen. 

Boden und Baugrund 

 allgemein: 

Grundsätzlich empfehlen wir bei Neubauvorhaben objektbezogene Baugrunduntersu-

chungen bzw. die Einschaltung eines Baugrundberaters / Geotechnikers.  

Die einschlägigen DIN-Normen, wie z.B. DIN 1054 und DIN 4020 und DIN EN 1997-1 

und -2, sind zu beachten. 

Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu 

berücksichtigen. 

- mineralische Rohstoffe: 

Sofern es durch evtl. erforderliche landespflegerische Kompensationsmaßnahmen 

außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes zu keinerlei Überschneidun-

gen mit den im Regionalen Raumordnungsplan ausgewiesenen Rohstoffsicherungs-

flächen kommt, bestehen aus der Sicht der Rohstoffsicherung gegen das geplante 

Vorhaben keine Einwände. 

Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geologi-

schen Untersuchung spätestens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landes-

amt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) anzuzeigen. Für die Anzeige 

sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das 

Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz 

unter  

https://geoldg.lgb-rlp.de 
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zur Verfügung. 

Das LGB bittet um die Aufnahme einer Nebenbestimmung in Ihrem Bescheid, damit 

die Übermittlungspflicht dem Antragsteller bzw. seinen Beauftragten (z. B. Ingenieur-

büro, Bohrfirma) obliegt. 

Weitere Informationen zum Geologiedatengesetz finden Sie auf den LGB Internetsei-

ten sowie im Fragenkatalog unter  

https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz/faq-geoldg.html 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Andreas Tschauder 
Direktor 
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